
552 der Beilagen zu denstenographischen Protokollen des Nationalrates XII. GP. 

Bericht 
des Landesverteidigungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (350 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem wehrrechtliche Be­

stimmungen neuerlich geändert werden 
und , 

über den Antrag 8/ A (II-29 der Beilagen) der 
Abgeordneten Blecha und Genossen, betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem die Dauer 
der ordentlichen Präsenzdienstzeit von 9 auf 

6 Monate reduziert wird 
sowie 

über den Antrag 26/ A (11-217 der Beilagen) 
der Abgeordneten Tödling, Melter und Ge­
nossen, betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Heeresgebührengesetz neuerlich geändert 

, wird 

Die dem Ausschuß Zur Vorberatung zugewie­
sene Regierungsvorlage in 350 der Beilagen sieht 
eine Novellierung wehrrechtlicher Bestimmungen 
vor, durch ,die eine umfassende Reform des 
Bundesheeres eingeleitet werden soll. Insbeson­
dere schlägt die Regierungsvorlage eine Herab­
setzung der Dauer des Grundwehrdienstes von 
neun auf sechs Monate und die Ersetzung der 
Instruktionen und Inspektionen von insgesamt 
höchstens 124 Tagen durch Waffenübungen von 
insgesamt höchstens 60 Tagen vor. Weiters sollen 
die sich freiwillig für einen verlängerten Grund­
wehrdienst meldenden Wehrpflichtigen eine 
angemessene Entlohnung erhalten und die Ent­
schädigung für die eine Waffenübung Leistenden 
neu festgesetzt werden. überdies enthält der 
Gesetzentwurf Bestimmungen über die Berufs­
weiterbildung von Wehrpflichtigen, die einen ver­
längerten Grundwehrdienst im Ausmaß von drei 
Jahren Ieisten und sieht eine unter Bedachtnahme 
auf das Prinzip der Wehrgerechtigkeit auf die 
Dauer des ordentlichen Präsenz dienstes herabge­
setzte Dienstzeit für Waffendienstverweigerer vor. 

Der Antrag 8/A der Abgeordneten BI e c ha 
und Genossen sieht die Herabsetzung des ordent­
lichen Präsenzdienstes im allgemeinen auf sechs 
Monate vor. 

Der Antrag 26/A ,der Abgeordneten T ö d­
li n g,M el t er und Genossen, sieht eine Rege­
lung bezüglich der Fahrtkostenvergütung für 
Wehrpflichtige vor. 

In seiner Sitzung am 13. Mai 1971 beschloß 
der Ausschuß die gegenständlichen Vorlagen 
gemeinsam in Verhandlung zu ziehen un,d führte 
eine Generaldebatte durch, bei der von der spa 
die Abgeordneten Mon d I, B lee h a, N i t tel 
und Troll, von' der aVPdie Abgeordneten 
Tödling, Suppan, Mayr, Kinzl, Gor­
ton, Dr. M 0 s er und S t ein e r, von der Frei­
heitlichen Partei Abg. Z ei 11 i n ger, sowie der 
Ausschußobmann und Bundesminister L ü.t g e n­
d 0 r f das Wort ergriffen. 

In der am 27. Mai, 7., 9., 15., 16., 29. Juni, 
2. und 9. Juli 1971 durchgeführten Spezial­
debatte ergriffen sämtliche Mitglieder des Lan­
desverteidigungsausschusses sowie Bundesminister 
L ü t g e li d 0 r f das Wort. Am 7. und 9. Juni 
führte der Ausschuß Zeugeneinvernahmen im 
Sinne des § 32 Abs. 1 des Geschäftsordnungs­
gesetzes durch. Im Zuge der Spezialdebatte 
brachten die Abgeordneten S chi e der, T ö d-
1 i n g, Dr. P rad e r, Dr. M 0 s e r, K n 0 11, 
Mayr, Kinzl, DDr. König, Dkfm. Gor­
ton, Dr. Bau e r, S u pp a n, Mon d I und 
Z e i 11 i n ger Abänderungsanträge ein. Am 
2. Juli unterbrach der Ausschuß seine Beratungen 
zur Durchführung von Parteienverhandlungen. 
Bei Wiederaufnahme der Verhandlungen am 
9. Juli legte der Abgeordnete T öd 1 i n g eine 
Unterlage über die Voraussetzungen, unter denen 
die avp der Wehrgesetznovelle zustimmen 
könnte, vor. An erster Stelle stand das Ver­
langen nach gesetzlicher FestIegung der mobilen 
Landstreitkräfte der Bereitschaftstruppen in der 
Mindeststärke von 15.000 Mann. Bei Einver­
nehmen über die anderen Punkte würde die 
aVPTruppenübungen im Ausmaß von 50 Tagen 
zustimmen. 
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2 552 der Beilagen 

Da über diese Vorschläge der öVP kein Ein­
vernehmen erzielt werden konnte, zog diese ihre 
inder Spezialdebatte eingebrachten Abände­
rungsanträge zurück. 

Nach einer neuerlichen Unterbrechung der 
Verhandlungen nahm der Ausschuß die Abstim­
mung über·die Regierungsvorlage vor. Hiebei 
legten die Abgeordneten B 1 e eh a, Mon d 1, 
S chi e der, T roll sowie Z e i 11 i n ger eine 
Reihe von Abänderungsanträgen vor. Unter 
Berücksichtigung dieser Abänderungsanträge fand 
die Regierungsvorlage die Zustimmung der 
Mehrheit ,des Ausschusses. Die von den Abge­
ordneten BI e c ha und Genossen bzw. T ö d-
1 i n g, M el t e r und Genossen eingebrachten 
Initiativanträge 8/A bzw. 26/A sind durch diesen 
Beschluß als erledigt anzusehen. 

Zu den vom Ausschuß vorgeschlagenen 
Abänderungen ist zu bemerken: 

Zu Art. I Z. 2 

Im § 28 a wurde im besonderen eine Regelung 
vorgesehen, nach der als vorsorgliche Maßnahme 
zur Verstärkung der Verteidigungsbereitschaft in 
Krisensituationen eine Einberufung von Wehr­
pflichtigen zu außerordentlichen übungen ermög­
licht wird. Für eine solche Einberufung bedarf 
es einer entsprechenden Befassung des Landes­
verteidigungsrates und der Bundesregierung 
durch den Bundesminister für Landesverteidi­
gung. 

Zu Art. I Z. 14 

Ein· freiwillig verlängerter Grundwehrdienst 
soll nach der Neufassung des § 28 b Abs. 1 auch 
in einem ersten Verpflichtungszeitraum von nur 
drei Monaten geleistet werden können. Die im 
§ 28 c vorgesehene Regelung über die Berufs­
weiterbildung von Wehrpflichtigen, die einen 
freiwillig verlängerten Grundwehrdienst leisten, 
wurde erweitert. 

. Zu Art. I Z. 17 

Die Bestimmung über die Zusammensetzung' Durch die Neufassung des § 33 Abs. 9 soll 
der Beschwerdekommission wurde hinsichtlich bewirkt werden, daß Wehrpflichtige, die aus 
der Vertreter ·der politischen Parteien an die für: einem freiwillig verlängerten Grundwehrdienst 
die Zusammensetzung des Landesverteidigungs- vorzeitig entlassen wurden die restliche bauer 
rates geltende Regelung angeglichen. Insbeson- I dieses Präsenzdienstes nich~ nachträglich abzu­
dere wurde auch der zur Beschwerde berech-: leisten haben. 
tigte Personen kreis erweitert, das Verfahren' 
zweckmäßiger gestaltet und eine jährliche Bericht- Zu Art. I Z. 18 
erstattung der Beschwerdekommission an den 
Nationalrat vorgesehen. 

Zu Art. I Z. 3 und 4 

Eine Verpflichtung als zeitverpflichteter Soldat 
soll bereits nach einem freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst nach sechs Monaten Dauer 
ermöglicht werden. 

Die Bestimmungen über Berufsweiterbildung 
für Wehrpflichtige, die einen freiwillig verlän­
gerten Grundwehrdienst leisten, sollen auf zeit­
verpflichtete Soldaten sinngemäß anzuwenden 
sem. 

Zu Art. I Z. 9 

Die Bewilligungspflicht für das Verlassen des 
Bundesgebietes während des Beurlaubtenstandes 
in der Reserve wurde insoweit eingeschränkt, 
als es einer solchen Bewilligung nur in jenen 
Fällen bedarf, in denen der Wehrpflichtige das 
Bundesgebiet für mehr als drei Tage verläßt. 

Zu Art. I Z. 13 

Die Bestimmungen über den Präsenzdienst 
(§ 28) wurden vor allem hinsichtlich der systema­
tischen Gliederung des ordentlichen und außer­
ordentlichen Präsenzdienstes neu gefaßt. Dar­
über hinaus wurde insbesondere die Gesamtdauer 
der Truppenübungen von 40 auf 60 Tage erhöht. 

Die Pflicht zur Teilnahme an Inspektionen 
und Instruktionen soll durch die vorgesehene 
Neufassung des § 33 a für jene Wehrpflichtigen, 
die vor dem 1. Jänner 1971 zum ordentlichen 
Präsenzdienst einberufen wurden, im Ausmaß 
von insgesamt 16 Tagen bis zum 31. Dezember 
1976 aufrecht bleiben; diese Dienstleistung ist 
künftig ordentlicher Präsenzdienst. Die genann­
ten Wehrpflichtigen sind von der Pflicht zur 
Ableistung von Truppenübungen befreit. 

Zu Art. I Z. 22 

Im Hinblick auf die Pflichten des Beurlaubten­
standes (§ 16 Abs. 4) wurden entsprechende 
Strafsanktionen für den Fall des Zuwiderhan­
delns vorgesehen. 

Zu Art. II Z. 6 

Die Fahrtkostenvergütung (§ 7 a) soll sich auch 
auf Fahrten zur Annahme, Verwahrung und 
Rückgabe von Bekleidungsgegenständen erstrek­
ken. 

Zu Art. 11 Z. 7 

Die für Truppen- und Kaderübungen vorge­
sehene Entschädigungsregelung (§ 27) soll auch 
für außerm'dentliche übungen und für die bis 
31. Dezember 1976 vorgesehenen Inspektionen 
und Instruktionen gelten. 
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552 der Beilagen 3 

Zu Art. IV 

Im Hinblick auf die systematische Neugliede­
rung des Präsenzdienstes wurde auch eine ent­
sprechende Anpassung der einschlägigen Straf­
bestimmungen des Heeresdisziplinargesetzes vor­
gesehen. 

Zu Art. V 

Das Bundesgesetz BGBl. Nr. 233/1965 wurde 
entsprechend der systematischen Neugliederung 
des Präsenzdienstes angepaßt. 

Zu Art. VI 

In der vorgesehenen Änderung des Bundes­
gesetzes über die Wehrdiensteripnerungsmedaille 
wurde auf die Neufassung des § 33 a des Wehr­
gesetzes (Inspektionen und Instruktionen) 
Bedacht genommen und eine entsprechende 
übergangsregelung getroffen. 

Zu Art. VII 

Für die Verleihung des Bundesheerdienst­
zeichens werden künftig auf Grund der vorge­
sehenen Änderung des Bundesgesetzes über das 
Bundei>heerdienstzeichen die Ableistung von 
Kaderübungen sowie eines freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienstes der Ableistung freiwilliger 
Waffenübungen gleichzuhalten sein. 

Zu Art. VIII 

Der bisherige Art. V hat in dem neuen 
Art. VIII einen weiteren Ausbau hinsichtlich der 
Aufstellung und des. Umfanges einer Bereit­
schaftstruppe gefunden. Die in diesem Zusam­
menhang beispielsweise ,in Betracht kommende 
Einberufung von Wehrpflichtigen der Reserve 
zu Truppenübungen hat durch die zuständigen 
Militärkommanden zu erfolgen. 

Zu Art. IX 

Durch die vorgesehenen Änderungen der 
Regierungsvorlage wurde eine entsprechende 
Neufassung des bisherigen Art. VI als neuer 
Art. IX notwendig, wobei einzelne Bestimmun­
gen entfallen konnten. 

Zu Art. X 

Der bisherige Art. VII wWde als Art. X in 
die vorgesehene Neufassung einge!Jrdnet. Die im 
Abs. 1 dieses Artikels genannten Wehrpflichtigen 
sollen im Hinblick auf ihre Präsenzdienstzeit von 
siebeneinhalb Monaten eine Prämie von 2100 S 
erhalten; hingegen entfällt für sie die über­
brückungshilfej Abs. 3 wurde der Möglichkeit 

Josef Sdlla~r 
Berichterstatter 

einer Meldung zum freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst für die Dauer von drei Monate 
(§ 28 b Abs. 1 des Wehrgesetzes) angepaßt. 

Zu Art. XI 

Der bisherige Art. VIII wurde als Art. XI 
in die vorgesehene Neufassung eingeordnet. Im 
Hinblick auf die Gesamtdauer der Truppen­
übungen von 60 Tagen, von deren Ableistung 
die im Abs. 1 ,dieses Artikels bezeichneten 
Wehrpflichtigen befreit sind, soll die Dauer des 
Grundwehrdienstes nach diesem Artikel acht 
Monate betragen. Hinsichtlich der Verpflich­
tungserklärung zum Grundwehrdienst nach 
Art. XI wurde die gleiche Regelung vorgesehen 
wie für die Meldung zum freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst. Wehrpflichtigen, die den 
Grundwehrdienst nach Art. XI leisten, wurde 
im Hinblick auf die Dauer dieses Grundwehr­
dienstes ein Prämienanspruch in der Höhe von 
2800 S eingeräumt; hingegen entfällt für sie der 
Anspruch auf Dienstfreistellung und über­
brückungshilfe. 

Zu Art. XII 

Der bisherige Art. X wurde als Art. XII in 
die vorgesehene Neufassung eingeor,dnet. Die für 
Art. VIII der Regierungsvorlage vorgesehene 
Befristung soll entfallen; hingegen sollen wie 
bereits erwähnt, die neugefaßten Bestimmungen 
über Inspektionen und Instruktionen nur bis 
31. Dezember 1976 in Geltung bleiben. Im übri­
gen erwies sich die Neufassung dieses Artikels 
angesichts der vorgesehenen Änderungen der 
Regierungsvorlage als notwendig. 

Aus den angeführten Änderungen der Regie­
rungsvorlage ergaben sich noch verschiedene 
weitere formelle und systematische Änderungen 
des im Entwurf vorliegenden Bundesgesetzes .. 

Die Vertreter der SPö und der FPö stellten 
im Zuge der Ausschußberatungen fest, daß sie 
sich grundsätzlich zum Recht auf Wehrdienst­
verweigerung bekennen sowie dazu, daß die 
Regelung ,dieser Frage im Wehrgesetz sowie die 
Frage der Schaffung eines Alternativdienstgesetzes 
im Herbst 1971 im Nationalrat verhandelt wer­
den soll. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Landesverteidigungsausschußden A n t rag, 
der Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s s e­
n enG e set zen t w u r fdie verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 9. Juli 1971 

Marwan-Schlosser 
Obmann 
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4 552 der Beilagen 

'j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXXX 
1971, mit dem wehrrechtliche Bestimmungen 

neuerlich geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Wehrgesetz, BGBL Nr. 181/1955, in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBL Nr. 310/1960, 
221/1962, 185/1966, 96/1969, 272/1969 und 184/ 
1970, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 5 Abs. 3 haben der zweite und dritte 
Satz zu lauten: 

"Vor der Beschlußfassung der Bundesregierung, 
jedenfalls aber vor Erstattung eines Vorschlages 
an den Bundespräsidenten nach Art. 67 Abs. 1 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 auf allgemeine oder teilweise Ein­
berufung zum außerordentlichen Präsenz dienst 
(§ 28 a Abs. 3) oder auf vorläufige Aufschiebung 
der Rückversetzung von Wehrpflichtigen in die 
Reserve (§ 32 Abs. 2) ist, sofern nicht Gefahr 
im Verzug vorliegt, der Landesverteidigungsrat 
zu hören. Der Landesverteidigungsrat ist weiters 
vor Einberufung von Wehrpflichtigen zu außer­
ordentlichen Übungen nach § 28 a Abs. 4 zu 
hören." 

2. § 6 hat zu lauten: 

,,§ 6. B e s c h wer d e kom m iss ion i n 
militärischen Angelegenheiten 

(1) (Verfassungsbestimmung) Beim Bundes­
ministerium für Landesverteidigung wird eine 
Beschwerdekommission in militärischen Ange­
legenheiten eingerichtet. Der Beschwerdekom­
mission gehören ein vom Nationalrat zu bestel­
lender Vorsitzender und Vertreter der im Haupt­
ausschuß des Nationalrates vertretenen politi­
schen Parteien an. Von· der im Hauptausschuß 
des Nationalrates am stärksten vertretenen Par­
tei und von der am zweitstärksten vertretenen 
Partei sind je zwei Vertreter, von jeder anderen 
im Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen 
Partei ist je ein Vertreter zu entsenden. Bei 
Mandatsgleichheit der beiden im Nationalrat am 

Stärksten vertretenen Parteien sind von diesen 
gleichfalls je zwei Vertreter zu entsenden. 

(2) Der Beschwerdekommission sind als bera­
tende Organe der Generaltruppeninspektor und 
ein vom Bundesminister für Landesverteidigung 
zu bestimmender hiefür geeigneter Beamter bei­
gegeben. 

(3) Die Beschwerdekommission hat unmittel­
bar oder mittelbar eingebrachte Beschwerden 
von Personen, die sich freiwillig einer Stellung 
unterziehen, von Stellungspflichtigen, von Sol­
daten sowie von Wehrpflichtigen der Reserve, 
die den Grundwehrdienst (§ 28 Abs. 3) bereits 
abgeleistet haben, entgegenzunehmen, zu prüfen 
und über ihre Erledigung Empfehlungen zu 
beschließen. Die Beschwerdekommissionkann 
die Überprüfung von Beschwerden nötigenfalls 
an Ort und Stelle vornehmen und von den 
zuständigen Organen alle ~inschlägigen Auskünfte 
einholen. 

(4) Die Beschwerdekommission verfaßt jähr­
lich bis ZUm 1. März einen 'Bericht über ihre 
Tätigkeit und ihre Empfehlungen im abgelaufe­
nen Jahr, der vom Bundesminister für Landes­
verteidigung zusammen mit einer Stellungnahme 
zu den Empfehlungen der Beschwerdekommis­
sion dem Nationalrat vorzulegen ist. 

(5) Dem Vorsitzenden und den übrigen Mit­
gliedern der Beschwerdekommission sind die 
ihnen aus ihrer Tätigkeit in der Beschwerde­
kommission erwachsenden notwendigen Aufwen­
dungen einschließlich der notwendigen Fahrt­
kosten unter sinngemäßer Anwendung der für 
einen Bundesbeanften der Dienstklasse VIII ,der 
Allgemeinen Verwaltung geltenden Bestimmun­
gen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. 
Nr. 133, zu ersetzen. Dem Vorsitzenden gebührt 
überdies für seine Tätigkeit inder Beschwerde­
kommission eine Entschädigung im Ausmaß von 
20% des Gehaltes eines aktiven Bundesbeamten 
der höchsten Gehaltsstufe· der Dienstklasse IX 
der Allgemeinen Verwaltung, 

(6) Das Bundesministerium für Landesverteidi­
gung hat der Beschwerdekommission das not-

552 der Beilagen XII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)4 von 18

www.parlament.gv.at



552 der Beilagen 5 

wendige Personal zur Verfügung zu stellen und 
den erforderlichen Sachaufwand zu tragen. 

(7) Die Beschwerdekommission hat sich eine 
Geschäftsordnung zu geben, die mit Zweidrittel­
mehrheit zu beschließen ist." 

3. § 10 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Wehrpflichtige, die einen freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienst (§ 28 Abs. 5 1it. c) 
in der Dauer von sechs Monaten geleistet haben, 
können nach den jeweiligen militärischen Erfor­
dernissen auf Grund· freiwilliger Meldung auf 
Zeit verpflichtet werden (zeitverpflichtete Sol­
daten). Die Höchstdauer der Zeitverpflichtung 
beträgt neun Jahre." 

4. Im zweiten Satz des § 10 Abs. 2 haben die 
Worte "den ordentlichen" zu entfallen. 

5. § 10 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die Bestimmungen des § 28 c gelten sinn­
gemäß auch für zeitverpflichtete Soldaten." 
Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung 
,,(4)". 

6. § 14 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) In das Bundesheer dürfen nur österrei­
chische Staatsbürger männlichen Geschlechtes auf­
genommen werden, die das 18. Lebensjahr voll­
endet haben und die volle geistige und körper­
liche Eignung zum Dienst im Bundesheer 
besitzen. " 

7. Der zweite Satz des § 15 Abs. 1 hat zu 
lauten: 

"Offiziere, Unteroffiziere und technische Spezial­
kräfte dürfen in den Fällen· des § 2 und nach 
§ 28 a Abs. 4 bis zum Ablauf des Jahres, in dem 
sie das 65. Lebensjahr vollenden, zur Dienstlei­
stung herangezogen werden." 

8. § 16 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Wehrpflicht umfaßt die Stellungs­
pflicht, die Pflicht zur Leistung des Präsenz­
dienstes, die Pflicht zur Annahme, Verwahrung 
und Rückgabe von Bekleidung und Ausrüstungs­
gegenständen sowie die Meldepflicht nach Abs. 3 
und die Pflichten des Beurlaubtenstandes der 
Reserve." 

9. § 16 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Wehrpflichtigen bilden für die Dauer 
von drei Monaten nach ihrer Entlassung aus 
dem Grundwehl1dienst(§ 28 Abs. 3) den Beur­
laubtenstand in der Reserve. Sie haben für die 
Dauer des Beurlaubtenstandes jede Knderung des 
ordentlichen Wohnsitzes unverzüglich dem zu­
ständigen Militärkommando zu melden. Zum 
Verlassen des Bundesgebietes in der Dauer von 

mehr als drei Tagen bedürfen die Wehrpflichti­
gen während des Beurlaubtenstandes der Bewilli­
gung des zuständigen Militärkommandos, die nur 
aus militärischen Rücksichten verweigert werden 
darf. Die Bewilligung gilt als erteilt, wenn das 
Militärkommando diese nicht innerhalb von 
14 Tagen nach Einlangen des schriftlichen Antra­
ges verweigert. Wehrpflichtige, die ihren ordent­
lichen Wohnsitz unmittelbar vor dem Antritt 
des Grundwehrdienstes und im Zeitpunkt der 
Entlassung aus dem Grundwehrdienst im Aus­
land hatten, bedürfen für die Dauer der Bei­
behaltung des ordentlichen Wohnsitzes im Aus­
land keiner Bewilligung. Wenn militärische Rück­
sichten es erfordern, kann durch Verordnung des 
Bundesministers für Landesverteidigung be­
stimmt werden, daß sonstige Wehrpflichtige der 
Reserve zum Verlassen des Bundesgebietes einer 
Bewilligung des zuständigen Militärkommandos 
bedürfen. " 

10. Der erste Satz des § 21 Abs. 2 hat zu 
lauten: 

"Die Stellungskommissionen haben die Eig­
nung der im Abs. 1 genannten Personen zum 
Wehrdienst nach Erstattung des Gutachtens des 
untersuchenden Arztes mit einem der folgenden 
Beschlüsse festzustellen: ,Tauglich', ,Vorüber­
gehend untauglich', ,Untauglich'." 

11. § 23 Abs. 3 hat zu lauten: 

. ,,(3) Zur Stellung sind die Wehrpflichtigen 
grundsätzlich so zeitgerecht heranzuziehen, daß 
daß sie in dem Kalenderjahr, in dem sie das 
19. Lebensjahr vollenden, zum Grundwehrdienst 
(§ 28 Abs. 3) einberufen werden können (stel­
lungspflichtiger Jahrgang)." 

12. § 27 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Im Falle der Stattgebung hat der Waffen­
dienstverweigerer der Dienstpflicht ohne Waffe 
in der Dauer des ordentlichen Präsenzdienstes 
nachzukommen. " 

13. Die §§ 28 und 28 a haben zu lauten: 

,,§ 28. Prä sen z die n s t 

(1) Der Präsdenzdienst gliedert sich in den 
ordentlichen und den außerordentlichen Präsenz­
dienst. 

(2) Der ordentliche Präsenzdienst umfaßt den 
Grundwehrdienst und die Truppenübungen. 

(3) Der Grundwehrdienst dauert sechs Monate. 
Zum Grundwehrdienst sind alle Wehrpflichtige 
verpflichtet, die das 35. Lebensjahr noch nicht 
vollendet und noch keinen Wehrdienst im Aus­
maß von sechs Monaten geleistet haben. 

(4) Truppenübungen sind Waffenübungen, die 
von den Wehrpflichtigen zur Erhaltung des Aus-

552 der Beilagen XII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 5 von 18

www.parlament.gv.at



6 552 der Beilagen 

bildungsstandes und zur Unterweisung in ein­
zelnen Ausübungsarten zu leisten sind. Die 
Dauer ,der Truppenübungen ist nach den jeweili­
gen militärischen Erfordernissen festzulegen und 
soll in der Regel im Kalenderjahr 15 Tage nicht 
überschreiten. Die Gesamtdauer aller Truppen­
übungen, zu denen ein Wehrpflichtiger einberu­
fen wird, darf 60 Tage nicht überschreiten, wobei 
die erste Truppenübung innerhalb der ersten 
zwei Jahre nach Beendigung des Grundwehr­
dienstes oder des freiwillig verlängerten Grund­
wehr.dienstes geleistet werden soll und 30 Tage 
innerhalb der ersten fünf Jahre nach Beendigung 
des Grundwehrdienstes oder des freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienstes zu leisten sind. Die 
Wehrpflichtigen dürfen zu den Truppenübungen 
nur -bis zur Vollendung des 35. Lebensjahres, 
sofern sie aber Offiziere, Unteroffiziere oder 
Chargen der Reserve sind, bis zur Vollendung 
des 50. Lebensjahres einberufen werden. 

(5) Der außerordentliche Präsenzdienst ist als 

a) Präsenzdienst im Falle des § 2; 

b) Präsenzdienst im Falle des § 32 Abs. 2; 

c) freiwillig verlängerter Grundwehrdienst 
nach § 28 b; 

d) Kaderübungen nach Abs. 6; 

e) freiwillige Waffenübungen nach Abs. 9; 

f) außerordentliche übungen nach § 28 a 
Abs.4; 

g) PräsenZidienst nach dem Bundesgesetz über 
die Entsendung von Angehörigen des Bun­
desheeres zur Hilfeleistung in das Ausland, 
BGBI. Nr. 233/1965, 

zu leisten. 

(6) Kaderübungen sind Waffenübungen zur 
Heranbildung von Wehrpflichtigen zu Komman­
dantenfunktionen. 

(7) Wehrpflichtige, die zur' Ausübung - einer 
Kommandantenfunktion geeignet sind, haben 
über die im vorletzten Satz des Abs. 4 genannte 
Gesamtdauer hinaus nach den jeweiligen mili­
tärischen Erfordernissen mindestens zwei, höch­
stens sechs zusätzliche Kaderübungen in der 
Dauer von je 15 Tagen zu leisten. Wehrpflichtige, 
die 

a) zur Ausübung einer Offiziersfunktion aus­
gebildet werden, haben sechs Kaderübun­
gen, 

b) zur Ausübung einer anderen Komman­
dantenfunktion ausgebildet werden und 
nicht einen freiwillig verlängerten Grund­
wehrdienst geleistet haben, haben nach der 
jeweiligen Kommandantenfunktion zwei 
bis vier Kaderübungen zu leisten. 

Zu diesen Kaderübungen dürfen die Wehrpflich­
tigen nur innerhalb der auf ihre Entlassung aus 
dem Grundwehrdienst oder aus dem freiwillig 
'verlängerten Grundwehrdienst unmittelbar fol­
genden acht Jahre und nur mit ihrer Zustim­
mung einberufen werden; diese Zustimmung ist 
unwiderruflich. Reserveoffiziersanwärter, die den 
sechsmonatigen freiwillig verlängerten Grund­
wehrdienst beendet haben, sowie Wehrpflichtige 
der Reserve, die Angehörige des Bundesheeres 
im Sinne des § 1 Abs. 3 lit. b bis e gewesen sind, 
können nach den jeweiligen militärischen Erfor­
dernissen auch ohne ihre Zustimmung zur Ablei­
stung von Kaderübungen innerhalb von acht 
Jahren nach ihrem Ausscheiden aus dem Präsenz­
stand einberufen werden. 

(8) Die im Abs. 7 bezeichneten Wehrpflichtigen 
sind von ihrer Eignung und der Absicht, sie 
zu Kaderübungen einzuberufen, frühestens mit 
Beginn des fünften Monats ihres Grundwehr­
dienstes zu verständigen. Die Wehrpflichtigen 
haben ihre Zustimmung innerhalb von 14 Tagen 
nach dieser Verständigung schriftlich zu erklären. 
Diese Erklärung ist während einer Präsenzdienst­
leistung beim zuständigen Einheitskommandan­
ten, nach der Entlassung aus dem Präsenzdienst 
beim zuständigen Militärkommando, abzugeben. 

(9) Freiwillige Waffenübungen sind übungen 
zu Ausbildungszwecken auf Grund freiwilliger 
Meldung. 

(10) Jede freiwillige Waffenübung hat minde­
stens zwei, höchstens zehn Wochen zu dauern. 
Zu freiwilligen Waffenübungen dürfen Wehr­
pflichtige in einem Kalenderjahr höchstens für 
die Dauer von zehn Wochen einberufen werden. 
Wird ein Wehrpflichtiger als Reserveoffiziers­
anwärter' erstmalig zur Ableistung einer frei­
willigen Waffenübung einberufen, so hat diese 
mindestens vier Wochen zu dauern. 

(11) Zu freiwilligen Waffenübungen und 
Kaderübungen dürfen die Wehrpflichtigen ohne 
Zustimmung ihres Dienstgebers jeweils nur für 
die Höchstdauer von insgesamt vier Wochen 
bzw. 30 Tagen innerhalb von zwei Kalender-
jahren einberufen werden. ' 

(12) Die Kontrolle der Standesevidenz und der 
übergebenen Bekleidung und Ausrüstungsgegen­
stände ist im Rahmen von Waffenübungen 
durchzuführen. 

(13) Wehrpflichtige können auf Grund der 
Ableistung eines freiwillig verlängerten Grund­
wehrdienstes, von Kaderübungen oder von frei­
willigen Waffenübungen sowie nach erfolgreicher 
Ablegung der ausbildungsmäßig erforderlichen 
Prüfungen zu Offizieren, Unteroffizieren oder 
Chargen der Reserve (§ 7 Abs. 2 und § 8) ernannt 
,werden. 
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§ 28 a. Ein b e ruf u n g zum Prä sen z­
dienst 

(1) Wehrpflichtige und Personen, die sich frei­
willig zur vorzeitigen Ableistung des Präsenz­
dienstes gemeldet haben, werden durch das zu­
ständige Militärkommando zum Präsenzdienst 
einberufen. Der Einberufungsbefehl zum Grund­
wehrdienst ist spätestens vier Wochen vor dem 
Einberufungstag zuzustellen, sofern militärische 
Erfordernisse dem nicht entgegenstehen. Gegen 
den Einberufungsbefehl ist ein ordentliches 
Rechtsmittel nicht zulässig. Die Einberufung 
kann, wenn es militärische Rücksichten erfor­
dern, - auch durch eine allgemeine Bekannt­
machung erfolgen, in der der Ort, an dem der 
Präsenzdienst anzutreten ist, sowie der Zeit­
punkt des Beginnes des Präsenzdienstes zu 
bestimmen sind. Hinsichtlich jener Wehrpflich­
tigen, denen zur Vorbereitung einer allfälligen 
Einberufung Scheine ausgefolgt wurden, in denen 
der Ort, an dem sich die Wehrpflichtigen im 
Falle ihrer Einberufung zum außerordentlichen 
Präsenzdienst einzufinden haben, angeführt ist 
(Bereitstellungsscheine), genügt als Ortsangabe 
der Hinweis auf den im Bereitstellungsschein 
angeführten Ort. Die allgemeine Bekannt­
machung ist durch Anschlag an dem Amtstafeln 
der Gemeinden, sofern dies aber aus militärischen 
Rücksichten nicht möglich ist, in anderer geeig­
neter Weise - so insbesondere dUrch Rundfunk 
oder sonstige akustische Mittel - kundzumachen. 
Der Einberufungsbefehl zu Truppenübungen 
(§ 28 Abs. 4), zu Kaderubungen (§ 28 Abs. 6) 
und zu freiwilligen Waffenübungen (§ 28 Abs. 9) 
ist, sofern militärische Erfordernisse nicht ent­
gegenstehen, spätestens acht Wochen vor dem 
Einberufungstag zuzustellen. Die Meldung zu 
einer freiwilligen Waffenübung und die Erlassung 
des Einberufungsbefehles zu dieser freiwilligen 
Waffenübung sind vom Militärkommando Wien 
dem Dienstgeber des Wehrpflichtigen unverzüg­
lich bekanntzug"eben. 

(2) Wehrpflichtige und Personen, die sich frei­
willig zur vorzeitigen Ableistung des Präsenz­
dienstes gemeldet haben, sind nach Eignung und 
Bedarf und - soweit militärische Erfordernisse 
nicht entgegenstehen - unter Bedachtnahme auf 
den erlernten Beruf, auf die sonst nachgewie­
senen Fachkenntnisse und auf den Wohnsitz 
sowie auf die vor der Stellungskommission vor­
gebrachten Wünsche hinsichtlich Garnison und 
Truppengattung den einzelnen Truppenkörperh 
zuzuweisen. Bei Wehrpflichtigen, die sich zu 
einem freiwillig verlängerten Grundwehrdienst 
melden, ist überdies der vor der Stellungs­
kommission vorgebrachte Wunsch hinsichtlich des 
Einberufungstermines soweit militärische 
Erfordernisse nicht entgegenstehen - zu berück­
sichtigen. 

(3) Die allgemeine oder teilweise Einberufung 
zum außerordentlichen Präsenzdienst im Falle 
des § 2 Abs. 1 lit. a (personelle Gesamtmobil­
machung oder personelle Teilmobilmachung) 
sowie in den Fällen des § 2 Abs. 1 lit. bund c 
verfügt der Bundespräsident. Diese Verfügung 
ist durch Anschlag an dem Amtstafeln der 
Gemeinden, sofern" dies aber aus militärischen 
Rücksichten nicht möglich ist, in: anderer geeig­
neter Weise - so insbesondere durch Rundfunk 
oder sonstige akustische Mittel oder durch das 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung - kundzumachen. 
Sie tritt mit der Verlautbarung in Kraft. Die 
allgemeine Einberufung hat alle zur Ableistung 
des außerordentlichen Präsenzdienstes verpflich­
teten Wehrpflichtigen der Reserve zu erfassen. 
Die teilweise Einberufung kann zur Ableistung 
des außerordentlichen Präsenzdienstens verpflich­
tete Wehrpflichtige der Reserve 

a) eines Geburtsjahrganges oder' mehrerer 
Geburtsjahrgänge, 

b) aus einem Ergänzungsbereich oder aus meh­
reren Ergänzungsbereichen oder aus Teilen 
solcher Bereiche, 

c) die auf Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten militärischen Einheit oder auf 
Grund ihrer Eignung für bestimmte mili­
tärische Verwendungen In Betracht 
kommen, 

d) des Beurlaubtenstandes (§ 16 Abs. 4), 
erfassen. 

(4) Bei außergewöhnlichen Verhältnissen kann 
der Bundesminister für Landesverteidigung auf 
Grund einer Ermächtigung durch die Bundes­
regierung und nach Einholung einer Empfehlung 
des Landesverteidigungsrates als vorsorgliche 
Maßnahme zur Verstärkung der Verteidigungs­
bereitschaft die Einberufung der Wehrpflichtigen 
zu außerordentlichen übungen über die im § 28 
Abs. 4 normierte Gesamtdauer hinaus verfügen. 
Für die Kundmachungdieser Verfügung gelten 
die Bestimmungen des Abs. 3 sinngemäß." 

14. Nach dem § 28 a sind folgende neue 
§§ 28 bund 28 c einzufügen: 

,,§ 28 b. F r e i will i g ver 1 ä n ger t e r 
Grundwehrdienst 

(1) Wehrpflichtige (Freiwillige) können auf 
Grund einer freiwilligen Meldung im Anschluß 
an den Grundwehrdienst oder nach der Ente 
lassung aus diesem den freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst in der Dauer von mindestens 
drei Monaten, höchstens aber drei Jahren leisten, 
sofern sie bei Antritt des freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienstes das 35. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben; Verpflichtungszeiträume, die 
über drei Monate hinausgehen, haben jeweils 
sechs Monate oder ein Vielfaches dieses Zeit­
raumes zu betragen. Wehrpflichtige (Freiwillige), 
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die emen freiwillig verlängerten Grundwehr­
dienst von weniger als drei Jahren leisten oder 
geleistet haben, können auf Grund neuerlicher 
freiwilliger Meldungen den freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst in weiteren Verpflichtungs­
zeiträumen von sechs Monaten oder einem Viel­
fachen dieses Zeitraumes im Anschluß an den 
bereits geleisteten freiwillig verlängerten Grund­
wehrdienst oder nach der Entlassung aus diesem 
. leisten, wobei aber der insgesamt geleistete frei­
willig verlängerte Grundwehrdienst drei Jahre 
nicht übersteigen darf. 

(2) Die Ableistung des freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienstes in der Dauer von sechs 
Monaten ist Voraussetzung für die Ernennung 
zum zeitverpflichteten Soldaten sowie für die 
Ausbildung zum Offizier. 

(3) Die freiwillige Meldung ist vom Wehr­
pflichtigen (Freiwilligen) im Stellungsverfahren 
bei der Stellungskommission, während einer 
Präsenzdienstleistung beim Kommandanten der 
militärischen Dienststelle, der der Wehrpflichtige 
(Freiwillige) zur Dienstleistung zugeteilt ist, in 
allen übrigen Fällen beim zuständigen Militär­
kommando schriftlich unter Angabe des Ver­
pflichtungszeitraumes abzugeben. Während des 
Grundwehrdienstes oder eines freiwillig verlän­
gerten Grundwehrdienstes ist die freiwillige Mel­
dung spätestens zwei Wochen vor Beendigung 
dieser Präsenzdienstleistung abzugeben. Die frei­
willige Meldung bedarf der Annahme durch das 
zuständige Militärkommando. Die Annahme der 
freiwilligen Meldung ist zu verweigern, wenn 
ein Wahlausschließungsgrund gemäß §§ 22 bis 25 
der Nationalratswahlordnung 1971, BGBI. 
Nr. 391/1970, vorliegt, wenn der Wehrpflichtige 
(Freiwillige) nicht die notwendige militärische 
Eignung aufweist oder sonstige militärische Rück­
sichten der Leistung des freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienstes durch den Wehrpflichtigen 
(Freiwilligen) entgegenstehen. Sofern der Be­
scheid, mit dem die Annahme verweigert wird, 
dem Wehrpflichtigen (Freiwilligen) nicht späte­
stens eine Woche vor der Entlassung aus dem 
Grundwehrdienst oder einem freiwillig verlän­
gerten Grundwehrdienst, einem Wehrpflichtigen 
(Freiwilligen) aber, der den Grundwehrdienst 
bereits geleistet hat und nicht einen freiwillig 
verlängerten Grundwehrdienst leistet, spätestens 
zwei Wochen nach Abgabe der freiwilligen Mel­
dung zugestellt wird, gilt die freiwillige Meldung 
als angenommen. Einer Berufung gegen den 
Bescheid, mit dem die Annahme verweigert wird, 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 

(4) Dem Wehrpflichtigen (Freiwilligen), dessen 
freiwillige Meldung angenommen wurde, und 
der den Grundwehrdienst bereits geleistet hat 
und nicht einen freiwillig verlängerten Grund­
wehrdienst leistet, ist der Einberufungsbefehl 

zum freiwillig verlängerten Grudwehrdiennst 
spätestes zwei Wochen nach der Abgabe der 
freiwilligen Meldung zuzustellen. Der Zeitraum 
zwischen Zustellung des Einberufungsbefehles 
und dem in diesem bestimmten Einberufungs­
termin darf nicht mehr als drei Monate betragen. 

(5) Die Meldung zum freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst kann vom Wehrpflichtigen 
(Freiwilligen) bis zum Ablauf des vierten 
Monates des Grundwehrdienstes, während eines 
freiwillig verlängerten Grundwehrdienstes bis 
spätestens zwei Monate vor Ablauf des Ver­
pflichtungszeitraumes, von einem im Abs. 4 näher 
bezeichneten Wehrpflichtigen (Freiwilligen) bis 
zur Zustellung des Einberufungsbefehles ohne 
Angabe von Gründen schriftlich zurückgezogen 
werden. Die Zurückziehung der freiwilligen Mel­
dung ist während einer Präsenzdienstleistung 
beim Kommandanten der militärischen Dienst­
stelle, der der Wehrpflichtige zur Dienstleistung 
zugeteilt ist, in allen übrigen Fällen beim zustän­
digen Militärkommando abzugeben. Die Bestim­
mungen des § 29 Abs. 2, 4 und 5 sowie des 
§ 32 Abs. 4 bis 10 bleiben unberührt. 

§ 28 c. B e ruf s w e i t erb i 1 dun g i m f r e i­
w i I I i g ver I ä n ger t enG run d weh r­

dienst 

(1) Wehrpflichtigen, die einen freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienst im Ausmaß von drei 
Jahren leisten, ist im letzten Jahr ihres freiwillig 
verlängerten Grundwehrdienstes die Teilnahme 
an Ausbildungslehrgängen zu gestatten, die 

a) in den einschlägigen dienstrechtlichen Vor­
schriften als Erfordernis für die Erlangung 
von Dienstposten der Verwendungsgruppe 
W 3 oder von Dienstposten der Ver­
wendungsgruppe C oder D vorgesehen 
sind, 

b) der Vorbereitung auf eine in den einzelnen 
dienst- und arbeitsrechtlichen Vorschriften 
als Erfordernis für die Erlangung der in 
lit. a näher bezeichneten Dienstposten oder 
für eine diesen Dienstposten vergleichbare 
Verwendung bei den österreichischen 
Bundesbahnen oder in der Flugsicherung 
beim Bundesamt für Zivilluftfahrt vorge­
schriebene Prüfung dienen. 

(2) Die im Abs. 1 angeführten Ausbildungs­
lehrgänge sind, soweit militärische Erfordernisse 
nicht entgegenstehen, nach den für die in .den 
lit. a und bangeführten Verwendungsgruppen, 
Dienstzweigen und Verwendungen maßgeblichen 
dienst-und arbeitsrechtlichen Vorschriften von 
den jeweils sachlich zuständigen Bundes­
ministerien bei den Dienststellen des Bundes­
heeres dem jeweiligen Bedarf entsprechend ein­
zurichten. 
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(3) Wehrpflichtigen, die einen freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienst im Ausmaß von drei 
Jahren leisten und die im Bundesheer Verwen­
dungszeiten zurückgelegt haben, die nach den 
gewerberechtlichen Vorschriften als Voraus­
setzungen für die Ausübung von Gewerben ge­
wertet werden, ist im letzten Jahr ihres frei­
willig verlängerten Grundwehrdienstes die Mög­
lichkeit zum Besuch der für den Abschluß dieser 
Ausbildung erforderlichen zivilen Ausbildungs­
stätten zu gewähren. Die Kosten dieser Aus­
bildung trägt der Bund." 

15. Der erste Satz des § 32 Abs. 2 hat zu 
lauten: 

"Bei außergewöhnlichen Verhältnissen kann 
der Bundespräsident die Rückversetzung von 
Wehl:pflichtigen in die Reserve trotz eines abge­
leisteten ordentlichen Präsenz dienstes oder eines 
abgeleisteten außerordentlichen Präsenz dienstes 
nach § 28 Abs. 5 lit. c bis e vorläufig auf­
schieben." 

16. § 32 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Wehrpflichtige können, sofern einer der 
im § 29 Abs. 2 angeführten Gründe während 
der Ableistung des Präsenzdienstes eintritt und 
sie nicht Truppenübungen (§ 28 Abs. 4) oder 
Kaderübungen (§ 28 Abs.6) ableisten, 

a) aus den im § 29 Ahs. 2 lit. a angeführten 
Gründen von Amts wegen, 

b) aus den im § 29 Abs. 2 lit. bangeführten 
Gründen auf Antrag der Wehrpflichtigen 

vorzeitig aus dem Pl'äsenzdienst entlassen und 
in die Reserve zurückversetzt werden." 

17. § 32 Abs. 9 hat zu lauten: 

,,(9) Die vorzeitige Entlassung steht einer 
neuerlichen Einberufung zum Präsenzdienst nach 
Wegfall des Entlassungsgrundes nicht entgegen. 
Im Falle einer neuerlichen Einberufung zum 
Grundwehrdienst dürfen vorzeltlg entlassene 
Wehrpflichtige nur für die restliche Dauer dieses 
Präsenzdienstes (§ 28 Abs. 3) einberufen werden, 
sofern sie das 35. Lebensjahr nicht bereits voll­
endet haben." 

18. § 33 hat zu lauten: 

,,§ 33 a. Ins p e k t ion e nun d 
Instruktionen 

(1) Zur Kontrolle der Standesevidenz und der 
übergebenen Bekleidungs- und Ausrüstungs­
gegenstände sind Inspektionen, zur Unterweisung 
in einzelnen Ausbildungsarten Instruktionen ab­
zuhalten; das Gesamtaustnaß der Inspektionen 
und .Instruktionen darf insgesamt 1.6 Tage nicht 
überschreiten. Die Höchstdauer der Inspektionen 
und Instruktionen darf innerhalb eines Jahres 
insgesamt vier Tage nicht überschreiten; an 

Stelle jährlicher Inspektionen und Instruktionen 
kann nach den jeweiligen militärischen Erforder­
nisse innerhalb von zwei Jahren eine Inspektion 
und Instruktion im Gesamtausmaß von höchstens 
acht Tagen abgehalten werden. Die Teilnahme 
an Inspektionen und Instruktionen ist ordent­
licher Präsenzdienst. 

(2) Die Wehrpflichtigen, die vor dem 1. Jänner 
1971 zur Ableistung des ordentlichen Präsenz­
dienstes einberufen worden sind, haben auf all­
gemeine, in ortsüblicher Weise kundzumachende 
oder auf besondere Aufforderung an Inspek­
tionen und Instruktionen teilzunehmen. In der 
Aufforderung sind der Zeitpunkt des Beginnes 
und die Dauer der Inspektionen und Instruk­
tionen sowie der Ort, an dem diese stattfinden, 
bekanntzugeben. 

(3) Zwischen der allgemeinen Aufforderung 
oder der Zustellung der besonderen Auf­
forderung zur Teilnahme an einer Inspektion 
oder Instruktion lind dem Beginn der Inspektion 
oder Instruktion hat ein Zeitraum von minde­
stens zwei Wochen zu liegen. Sofern militärische 
Rücksichten es erfordern, kann von der vor­
genannten F~ist abgesehen werden. Wehrpflich­
tige der Reserve, die zur Teilnahme an einer 
Inspektion oder Instruktion aufgefordert werden, 
haben dies, sofern dadurch ein Arbeitsausfall ein­
tritt, unverzüglich ihrem Dienstgeber mitzu­
teilen. 

(4) Die Aufforderung zur Teilnahme an 
Inspektionen und Instruktionen hat durch das 
zuständige Militärkommando zu erfolgen. Die 
Inspektionen sind vom zuständigen Militär­
kommando, die Instruktionen von den vom 
Bundesministerium für Landesverteidigung nach 
den jeweiligen militärischen Erfordernissen zu 
bestimmenden militärischen Dienststellen durch­
zuführen. 

(5) Wehrpflichtige der Reserve, die trotz Auf­
forderung ihrer Verpflichtung zur Teilnahme an 
einer Inspektion oder an einer Instruktion nicht 
nachkommen, sind einer nachträglichen Inspek­
tion oder Instruktion zu unterziehen. Sie können, 
wenn der begründete Verdacht besteht, daß ihre 
Heranziehung durch ein strafbares Verhalten 
vereitelt wurde - unbeschadet ihrer allfälligen 
Straffälligkeit - zur Inspektion oder Instruktion 
vorgeführt werden." 

19. § 34 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Mit dem Tage des Dienstantrittes sind 
die Wehrpflichtigen unter Bedachtnahme auf 
§ 28 a Abs. 2 zum Dienst in allen Teilen des 
Bundesheeres verpflichtet." 

20. Im § 38 Abs. 2 haben die Worte "den 
ordentlichen" zu entfallen. 
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21. § 39 hat zu lauten: 

,,§ 39. Die n s t f r eis tell u n g _ 

(1) Wehrpflichtigen, die einen freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienst leisten, ist unmittel­
bar vor Ablauf des neunten Monates ihrer 
Präsenzdienstleistung eine DienstfreisteIlung in 
der Dauer von insgesamt 12 Werktagen, 
unmittelbar vor Ablauf des 12. Monates ihrer 
Präsenzdienstleistung eine Dienstfreistellung von 
insgesamt 18 Werktagen zu gewähren. Eine 
Dienstfreistellung im gleichen Ausmaß gebührt 
Wehrpflichtigen, die einen außerordentlichen 
Präsenzdiensi nach § 28 Abs. 5 lit. b von minde­
stens drei bzw. sechs Monaten Dauer leisten, 
unmittelbar vor der Entlassung aus diesem 
Präsenzdienst." 

(2) Die im Abs. 1 genannte DienstfreisteIlung 
kann aus triftigen Gründen zur Gänze oder teil­
weise auch vorher gewährt werden. 

(3) Eine nach Abs. 2 gewährte Dienstfrei­
steIlung ist auf die nach Abs. 1 zu gewährende 
Dienstfreistellung anzurechnen. 

(4) Wehrpflichtigen, die einen um mehr als 
sechs Monate freiwillig verlängerten Grundwehr­
dienst leisten, ist zusätzlich zur Dienstfreistellung 
nach Abs. 1 für je sechs Monate des über zwölf 
Monate hinausgehenden Präsenzdienstes eme 
Dienstfreistellung von neun Werktagen zu 
gewähren; Wehrpflichtigen, die einen freiwillig 
verlängerten Grundwehrdienst von sechs Monaten 
nicht im Anschluß an den Grundwehrdienst 
leisten, gebührt eine DienstfreisteIlung im glei­
chen Ausmaß. Endet ein freiwillig verlängerter 
Grundwehrdienst vorzeitig, so . gebührt die 
DienstfreisteIlung anteilmäßig, wobei Bruchteile 
von Werktagen als volle Werktage gelten. Der 
Zeitpunkt der DienstfreisteIlung ist nach den 
dienstlichen Erfordernissen festzusetzen, wobei 
auf die persönlichen Verhältnisse des Wehr­
pflichtigen angemessene Rücksicht zu nehmen ist. 

(5) Die Bestimmungen des Abs. 4 gelten für 
Wehrpflichtige, die einen außerordentlichen 
Präsenzdienst nach § 28 Abs. 5 lit. b leisten, 
sinngemäß. 

(6) Außer den in den Abs. 1 bis 5 geregelten 
Dienstfreistellungen kann den Wehrpflichtigen, 
die den Präsenzdienst leisten, in dringenden 
Fällen, insbesondere aus familiären oder son­
stigen persönlichen Gründen, kurzfristig Dienst­
freistellung gewährt werden." 

22. § 47 hat zu lauten: 

,,§ 47. Ver 1 e tz u n g der M eid e p f I ich t. 
Une r lau b t e s Ver 1 ass end e s B u n­

desgebietes 

(1) Ein Wehrpflichtiger, der die Anmeldung 
nach § 16 Abs. 3 unterläßt, begeht eine Ver-

waltungsübertretung und ist hiefür mit einer 
Geldstrafe bis zu 3000 5, im Falle der Unein­
bringIichkeit init Arrest bis zu zwei Wochen 
zu bestrafen. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht ferner 
ein Wehrpflichtiger, der aen Pflichten des 
Beurlaubtenstandes inder Reserve (§ 16 Abs. 4) 
oder den auf Grurid des § 16 Abs. 4 erlassenen 
Verordnungen zuwiderharidelt. Er ist hiefür mit 
einer Geldstrafe bis zu 3000 5 oder mit Arrest 
bis zu zwei Wochen zu bestrafen." 

23. § 52 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Ableistung weiterer Waffenübungen 
richtet sich nach § 28 Abs. 10; bei der Anwendung 
des § 28 Abs. 11 ist die nach Abs. 3 ahgeleistete 
Waffen übung zu berücksichtigen." 

Artikel 11 

Das Heeresgebührengesetz, BGB!. Nr. 152/ 
1956, in der Fassung der Bundesgesetze BGBt. 
Nr. 140/1957, 116/1962, 185/1966, 12/1967, 376/ 
1967 und 27i/1969, wird wie folgt geändert: 

1. Die Abs. 2 und 3 des § 4 haben zu lauten: 

,,(2) Wehrpflichtige, die einen außerordent­
lichen Präsenz dienst gemäß § 28 Abs. 5 lit. b 
oder c des Wehrgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGB!. Nr. XX/1971 leisten, 
gebührt ein Taggeld von 605 täglich. 

(3) Für die Tage, an denen ein Wehrpflichtiger 
nach § 2 Abs. 1 lit. a, b oder c des Wehrgesetzes 
eingesetzt ist, gebührt ihm ein erhöhtes Tag­
geld; dieses beträgt für Wehrpflichtige, die ein 
Tagge!d nach Abs. 1 erhalten, bei Wehrmännern, 
Chargen und Unteroffizieren 185 täglich, bei 
Offizieren 365 täglich und für Wehrpflichtige, 
die ein Taggeld nach Abs. 2 erhalten, 905 täg­
lich. " 

2. Dem § 5 ist folgender neuer Abs. 3 anzu­
fügen: 

,,(3) Erstreckt sich die Dauer einer Piäsenz­
dienstleistung auf Bruchteile eines Monats, so 
gebührt die Dienstgradzulage für diese Bruch­
teile mit je einem Dreißigste! des im Abs. 2 fest­
gelegten Monatsbetrages für jeden Tag des abge­
leisteten Präsenzdienstes anteilsmäßig." 

3. § 6 hat zu lauten: 

,,§ 6. übe rh r ü c k u n g s h i 1 f e und 
Prämie 

,,(1) Dem Wehrpflichtigen, der nicht im An­
schluß an den Grundwehrdienst (§ 28 Abs. 3 
des Wehrgesetzes in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGB!. Nr. XX/1971) einen freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienst (§ 28 b des Wehr­
gesetzes) leistet, gebührt eine überbrückungs-
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hilfe im Ausmaß von 60S für jeden Monat des 
abgeleisteten Grundwehrdienstes. 

(2) Die im Abs. 1 genannte überbrückungs­
hilfe ist am Tage vor Beendigung des Grund­
wehrdienstes auszuzahlen. Wird ein Wehrpflich­
tiger vorzeitig aus dem Grundwehrdienst ent­
lassen, so ist ihm vor dieser Entlassung die über­
brückungshilfe in dem Ausmaß, das zu diesem 

zwischen zwei Auszahlungsterminen, so ist der 
nicht mehr gebührende Teil des im vorhinein 
ausgezahlten Taggeldes zum nächstfolgenden Aus­
zahlungstermin von dem nach § 4 Abs. 1 oder 
Abs. 2 gebührenden Taggeld einzubehalten; dies 
gilt nicht, wenn der Anspruch nach den letzten 
Auszahlungstermin endet." 

Zeitpunkt auf die abgeleistete Präsenzdienstzeit 5. Dem § 7 ist folgender neuer Abs. 4 anzu-
entfällt, auszuzahlen; die restliche überbrük- fügen: 
kungshilfe ist ihm am, Tage vor der Entlassung ,,(4) Bei Truppenübungen (§ 28 Abs. 4 des 
aus dem restlich abgeleisteten Grundwehrdienst Wehrgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
auszuzahlen. BGBl. Nr. XX!1971), Kaderübungen (§ 28 Abs. 6 

(3) Dem Wehrpflichtigen, der einen freiwillig des Wehrgesetzes), freiwilligen Waffenübungen 
verlängerten Grundwehrdienst leistet, gebührt (§ 28 Abs. 9 des Wehrgesetzes) und außer­
eine Prämie. Die Prämie beträgt für jeden Monat ordentlichen übungen (§ 28 a Abs. 4 des Wehr­
des abgeleisteten freiwillig verlängerten Grund- gesetzes), sind das Taggeld und je ein Dreißigstel 
wehrdienstes 1400 S. Endet der freiwillig ver- der Dienstgradzulage am Dienstantrittstag für 
längerte Grundwehrdienst vorzeitig, so gebührt die restlichen Tage der Waffenübungen im vor­
dem Wehrpflichtigen die monatliche Prämie mit hinein auszuzahlen. Hins·ichtlich des Anspruches 
je einem Dreißigstel für jeden Tag des abgelei- auf Taggeld nach § 4 Abs. 3 gilt Abs. 1 smn-
steten Präsenzdienstes anteilmäßig. gemäß." 

(4) Die im Abs. 3 genannte Prämie ist am 
Tage vor der Entlassung aus dem freiwillig ver­
längerten Grundwehrdienst, sofern aber dem 
Wehrpflichtigen unmittelbar vor diesem Tage 
noch eine Dienstfreistellung gebührt, am Tage 
vor Antritt dieser DienstfreisteIlung auszuzah­
len. 

(5) Andere Bezüge, die für eine gemäß § 39 
des Wehrgesetzes gewährte DienstfreisteIlung 
gebühren, sind am Tage vor Beginn 'der Dienst­
freisteIlung auszuzahlen." 

4. Die überschrift des § 7 und dessen Abs. 1 
haben zu lauten: 

,,§ 7. Aus z a h I u n gun dEi n s tell u n g 
von Tag gel dun d Die n s t g r a d­

zulagen 
(1) Taggelder und Dienstgradzulagen sind am 

1., 11., und 21. jeden Monats oder, wenn diese 
Tage auf einen Samstag, Sonn- oder Feiertag 
fallen, am vorhergehenden Werktag im vor­
hinein auszuzahlen. Hiebei sind, unabhängig von 
der auf einen Monat entfallenden Anzahl der 
'Tage, die Dienstgradzulagen jeweils im Ausmaß 
eines Drittels des im § 5 Abs. 2 festgelegten 
Monatsbetrages auszuzahlen. Entsteht ein An­
spruch auf Taggeld nach § 4 Abs. 3 zwischen 
zwei Auszahlungsterminen, so ist der Differenz­
betrag zwischen dem nach' § 4 Abs. 3 und dem 
ansonsten nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 2 gebühren­
den Taggeld zum nächstfolgenden Auszahlungs­
termin, sofern der Anspruch aber nach den letz­
ten Aus~ahlungstermin entsteht, am Tage vor 
der Entlassung aus dem Präsenzdienst bzw. am 
Tage vor dem Antritt der Dienstfreistellung 
gemäß § 39 Abs. 1 oder Abs. 4 des Wehrgesetzes 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. XX! 
1971 auszuzahlen. Endet ein solcher Anspruch 

6. Nach dem § 7 ist folgender neuer § 7 a 
einzufügen: 

,,§ 7 a. F 'a h r t k 0 s te n ver g ü tun g 

(1) Den Wehrpflichtigen sind die notwendigen 
Fahrtkosten zu vergüten, die ihnen zur Zurück­
legung der Strecke zwischen ihrer Wohnung oder 
Arbeitsstelle im Inland, sofern aber diese im 
Ausland gelegen sind, zwischen der Staatsgrenze 
und der militärischen Dienststelle, bei der sIe 
Präsenzdienst leisten, erwachsen. 

(2) Notwendige Fahrtkosten im Sinne des 
Abs. 1 sind jene Kosten, die bei Benützung eines 
Massenbeförderungsmittels unter Bedachtnahme 
auf die den Wehrpflichtigen zumutbare sowie 
den dienstlichen Erfordernissen entsprechende 
Fahrtdauer den geringsten Aufwand verursachen; 
§ 6 der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. 
Nr. 133, gilt sinngemäß. 

(3) Die Fahrtkostenvergütung erstreckt sich 
a) bei Antritt des Präsenzdienstes auf die 

Fahrt zu der militärischen Dienststelle, zu 
der der Wehrpflichtige einberufen ist, 

b) bei der Entlassung aus dem Präsenzdienst 
und bei Antritt einer DienstfreisteIlung 
nach § 39 des Wehrgesetzes in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. XX!1971 
unmittelbar vor der Entlassung aus dem 
Präsenzdienst auf die Fahrt zu der Woh­
riung oder Arbeitsstelle des Wehrpflichti­
gen im Inland, sofern aber diese im Aus­
land gelegen sind, zur Staatsgrenze, 

c) auf die bei Antritt und Beendigung einer 
Dienstfreistellung nach§ 39 des Wehr­
gesetzes notwendigen I;fin- und Rückfahr­
ten auf der im Abs. 1 genannten Strecke, 

552 der Beilagen XII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 11 von 18

www.parlament.gv.at



12 552 der Beilagen 

zumindest aber - soweit es die jeweiligen 
militärischen Erfordernisse sonst zulassen, 
daß der Wehrpflichtige seine militärische 
Dienststelle verläßt - auf eine Hin- und 
Rückfahrt in jedem Monat des Grund­
wehrdienstes oder des verlängerten Grund­
wehrdienstes; dies gilt nicht, sofern lit. b 
anzuwenden ist, 

d) auf die Fahrten,. die zur Annahme, Ver­
wahrung und Rückgabe von Bekleidung 
und Ausrüstungsgegenständen gemäß § 33 
Abs. 8 des Wehrgesetzes erforderlich sind. 

(4) Sofern es im Interesse der Einfachheit und 
Zweckmäßigkeit gelegen ist, sind den Wehr­
pflichtigen Fahrscheine (Gutscheine) für die 
Benützung des jeweils nach den Abs. 1 und 2 
in Betracht kommenden Massenbeförderungs­
mittel zur Verfügung zu stellen. Werden Fahr­
scheine (Gutscheine) nicht zur Verfügung gestellt, 
so haben die Wehrpflichtigen in den Fällen des 
Abs. 3 Et. c die notwendigen Fahrtkosten inner­
halb von drei Tagen nach ihrer Rückkehr zu der 
militärischen Dienststelle nachzuweisen; unter­
lassen sie diesen Nachweis, so erlischt ihr An­
spruch auf die Fahrtkostenvergütung. 

(5) Die Fahrtkostenvergütung ist den Wehr­
pflichtigen, sofern nicht Fahrscheine (Gutscheine) 
zur Verfügung gestellt werden, 

a) im Falle des Abs. 3 lit. a innerhalb von 
30 Tagen nach dem Antritt des Präsenz­
dienstes, spätestens aber am Tage vor der 
Entlassung aus diesem, 

b) im Falle des Abs. 3 Et. b am Tage vor 
der Entlassung aus dem Präsenzdienst oder 
am Tage vor dem Antritt der Dienstfrei­
steIlung, 

c) im Falle des Abs. 3 lit. c innerhalb von 
30 Tagen nach der Geltendmachung gemäß 
Abs. 4, spätestens aber am Tage vor der 
Entlassung aus dem Präsenzdienst 

auszuzahlen. " 

7. Der VI. Abschnitt hat zu lauten: 

"VI. ABSCHNITT 

Entschädigung bei Übungen 

§ 27. 

(1) Wehrpflichtigen, die Truppenübungen, 
Kaderübungen oder außerordentliche Übungen 
leisten oder an Inspektionen und Instruktionen 
(§ 33 a des Wehrgesetzes in der Fassung des Bun­
desgesetzes BGBI. N r. XX/1971) teilnehmen, 
gebührt eine Entschädigung. 

(2) Die Entschädigung beträgt bei Wehrpflich­
tigen, die bis zum Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem sie die Waffenübung leisten, das 
26. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, 120 S 
täglich, bei allen anderen· Wehrpflichtigen 140 S 
täglich. Sie ist von der militärischen Dienststelle, 

bei der der Wehrpflichtige die Waffenübung 
leistet, am Tage vor Beendigung dieser Waffen­
übung auszuzahlen. 

(3) Sofern die nach Abs. 1 gebührende Ent­
schädigung bei 

a) unselbständig erwerbstätigen Wehrpflich­
tigen den ihnen während der Dauer der 
Waffenübung entgangenen Arbeitslohn aus 
nicht selbständiger Tätigkeit, 

b) selbständig erwerbstätigen Wehrpflichtigen 
das der Dauer der Waffenübung entspre­
chende Ausmaß der steuerpflichtigen Ein­
künfte aus der von ihnen ausgeübten selb­
ständigen Tätigkeit nach Ausgleich mit Ver­
lusten aus einer solchen Tätigkeit 

nicht erreicht, können diese Wehrpflichtigen 
innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung des 
Einberufungsbefehles oder nach allgemeiner 
Bekanntmachung der Einberufung beim Militär­
kommando Wien einen Antrag auf Zuerkennung 
der Entschädigung in der Höhe dieses Verdienst­
entganges, höchstens jedoch bis zum Gesamt­
ausmaß von 240 S täglich, stellen. Für diese Ent­
schädigung gelten im übrigen die Bestimmungen 
des 2. und 3. Abschnittes sowie der §§ 12 Abs. 1 
bis 3, 15 und 18 des Bundesgesetzes über 
Ansprüche aus der Ableistung freiwilliger Waf­
fenübungen, BGBI. Nr. 311/1960, sinngemäß. 

(4) Der Teil einer Entschädigung nach Abs. 3, 
der über den Entschädigungsbetrag nach Abs. 2 
hinausgeht, ist dem Wehrpflichtigen innerhalb 
von drei Wodlen nach Beendigung der Waffen­
übung von der zuständigen militärischen Dienst­
stelle (Abs. 2) im Postwege zu überweisen, sofern 
nicht innerhalb dieser Frist gegen den Bescheid 
über die Zuerkennung der Entschädigung ein 
ordentliches Rechtsmittel eingebracht wurde. 

(5) Auf die im Abs. 1 bezeiclmeten Wehr­
pflichtigen findet der V. Abschnitt dieses Bun­
desgesetzes keine Anwendung." 

8. § 29 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Eingaben nach dem V. und VI. Abschnitt 
dieses Bundesgesetzes sind von den Stempel­
gebühren, Amtshandlungen auf Grund dieser 
Abschnitte von den Bundesverwaltungsabgaben 
befreit." 

Artikel III 

Das Bundesgesetz über Ansprüche aus der 
Ableistung freiwilliger Waffenübungen, BGBi. 
Nr. 311/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 185/1966, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Dieses Bundesgesetz findet auf die Prä­
senzdienenden Anwendung, die den außer­
ordentlichen Präsenzdienst gemäß den §§ 28 
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Abs. 9 oder 52 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/ 
1955, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. XX/1971, in Form von freiwilligen Waffen­
übungen ableisten - in diesem Bundesgesetz 
kurz Präsentdienende genannt." 

2. § 16 hat zu lauten: 

,,§ 16. E n t s c h ä d i gun g s beg r e n­
zung 

(1) Dem Präsentdienendengebührt als Ent­
schädigung (§ 4 Abs. 3) nicht weniger als 70 S 
und nicht mehr als 240 S pro Tag; gleichviel, ob 
sich der Entschädigungsanspruch aus den Ab­
schnitten 2 oder 3 oder aus beiden Abschnitten 
zusammen herleitet. 

(2) Präsentdienenden, die Anspruch auf Fort­
zahlung der Dienstbezüge nach dem 6. Abschnitt 
und darüber hinaus Anspruch auf Entschädigung 
nach dem 2. Abschnitt (§ 4 Abs. 3) oder 3. Ab­
schnitt haben, gebührt nur insoweit eine Ent­
schädigung, als die Fortzahlung der Dienst­
bezüge den Betrag von 240 S pro Tag nicht 
erreicht. " 

(3) Im § 19 Abs. 1 ist die Betragsangahe 
,,55 S"durch die Betragsangabe ,,70 S" zu erset­
zen. 

(4) Im § 21 Abs. 4 ist die Betragsangabe 
,,200 S" jeweils durch die Betragsangabe ,,240 S" 
zu ersetzen. 

Artikel IV 

Das Heeresdisziplinargesetz, BGBl. Nr. 151/ 
1956, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 264/1957 und 234/1965, wird wie folgt 
geändert: 

§ 72 lit. Bund C haben zu lauten: 

"B. Bei Chargen und Wehrmännern, die den 
außerordentlichen Präsenzdienstnach § 28 Abs. 5 
lit. a, b oder f des Wehrgesetzes in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. XX/1971 leisten: 

a) die Disziplinarhaft bis zu sieben Tagen, 

b) die Ausschließung von der Beförderung, 
c) bei Chargen die Degradierung. 

C. Bei Chargen und Wehrmännern, die den 
ordentlichen Präsenzdienst oder einen außer­
ordentlichen Präsenzdienst nach § 28 Abs. 5 
lit. c bis e des Wehrgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. XX/1971 leisten: 

a) die Ausgangsbeschränkung bis zum Höchst­
ausmaß von 14 aufeinander folgenden 
Tagen, 

b) das Ausgangsverbot bis zum Höchstaus­
maß von 14 aufeinander folgenden Tagen, 

c) die Disziplinarhaft bis zu sieben Tagen, 
d) der Disziplinararrest bis zu sieben Tagen, 

e) die Ausschließung von der Beförderung, 

f) bei Chargen die Degradierung." 

Artikel V 

Das Bundesgesetz über die Entsendung von 
Angehörigen des Bundesheeres zur Hilfeleistung 
in das Ausland, BGBl. Nr. 233/1965, wird wie 
folgt ge~ndert: 

1. § 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. Die Dienstleistung von Wehrpflichtigen 
in einer Einheit, die gemäß § 1 lit. ades Bundes­
verfassungsgesetzes vom 30. Juni 1965, BGBl. 
Nr. 173, über die Entsendung österreichischer 
Einheiten zur Hilfeleistung in das Ausland auf 
Ersuchen internationaler Organisationen auf 
Grund freiwilliger Meldung gebildet wird, ist, 
sofern die Wehrpflichtigen nicht als Angehörige 
des Bundesheeres in einem öffentlichen Dienst­
verhältnis stehen, außerordentlicher Präsenz­
dienst nach § 28 Abs. 5 lit. g des Wehrgesetzes, 
BGBl. Nr. 181/1955, in der Fassung des Bundes­
gesetzesBGBl. Nr. XX/1971. Auf diese Wehr­
pflichtigen haben nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen jene Rechtsvorschriften Anwen­
dung zu finden, die für Wehrpflichtige gelten, 
die zum außerordentlichen Präsenzdienst nach 
§ 28 Abs. 5 lit. a des Wehrgesetzes herangezogen 
werden." 

2. § 5 hat zu lauten: 

,,§ 5. Die Zeit eines außerordentlichen Präsenz­
dienstes im Sinne des § 1 ist auf die Dauer des 
Grundwehrdienstes (§ 28 Abs. 3 des Wehr­
gesetzes) anzurechnen." 

(2) Die Zeit eines außerordentlichen Präsenz­
dienstes im Sinne des § 1 ist auf die Dauer des 
Grundwehrdienstes (§ 28 Abs. 3 des Wehr­
gesetzes) anzurechnen." 

Artikel VI 

Das Bundesgesetz vom 10. Juli 1963, BGBl. 
Nr. 203, über die Wehrdiensterinnerungsmedaille, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 98/ 
1969, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 haben die Worte "sowie an die Teil­
nahme an Inspektionen und Instruktionen" zu 
entfallen. 

2. § 3 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,( 1) Die Wehrdiensterinnerungsmedaille ist zu 
verleihen 

a) als Wehrdiensterinnerungsmedaille in 
Bronze an Personen, die den Grundwehr­
dienst (§ 28 Abs. 3 des Wehrgesetzes, BGBl. 
Nr. 18111955, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. XX/1971) im Ausmaß 
von sechs Monaten abgeleistet haben, 
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b) als Wehrdiensterinnerungsmedaille in Sil­
ber an Personen, die Truppenübungen 
(§ 28 Abs. 4 des Wehrgesetzes) geleistet 
oder an Inspektionen und Instruktionen 
(§ 33 a Abs. 1 des Wehrgesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. XX/ 
1971) teilgenommen haben, wenn das 
Gesamtausmaß dieser Präsenzdienstleistun­
gen 30 Tage umfaßt und seit der Entlas­
sung aus dem Grundwehrdienst sechs Jahre 
verstrichen sind, 

sofern sich diese Personen während ihrer Dienst­
leistung im Bundesheer wohl verhalten haben." 

3. Dem Art. II des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. 98/1969 sind folgende neue Abs. 2 und 3 
anzufügen: 

,,(2) Die Voraussetzungen für die Verleihung 
der Wehrdiensterinnerungsmedaille in Silber nach 
§ 3 Abs. 1 lit. b dieses Bundesgesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 98/1969 
bleiben für Wehrpflichtige, die vor dem Irikraft­
treten des Bundesgesetzes BGBL Nr. XX/1971 
an Inspektionen oder Instruktionen nach § 33 a 
des Wehrgesetzes in der Fassung der Bundes­
gesetze BGBL Nr. 221/1962, 185/1966 und 96/ 
1969 im Gesamtausmaß von mindestens zwölf 
Tagen teilgenommen haben, unberührt. 

Bundesgesetzes BGBL Nr. XX/1971) sowie eines 
freiwillig verlängerten Grundwehrdienstes (§ 28 b 
des Wehrgesetzes) mit der Maßgabe gleichzu­
halten, daß Kaderübungen in der Dauer von 
15 Tagen freiwilligen Waffenübungen in der 
Dauer von zwei Wochen und ein freiwillig ver­
längerter Grundwehrdienst in der Dauer von 
einem Jahr freiwilligen Waffenübungen in der 
Dauer von fünf Wochen entsprechen; Bruch­
teile eines Jahres gelten hiebei als volles Jahr." 

Artikel VIII 

(1) Um ständig einsatzbereite mobile 
kräfte in jenem Umfang verfügbar zu 
daß 

Streit­
haben, 

a) die zunächst erforderlichen Sidlerungsmaß­
nahmen zur Verteidigung österreichs, 

b) eine geordnete Mobilmachung und 
c) die notwendige Hilfeleistung bei Elemen­

tarereignissen und Unglücksfällen außer­
gewöhnlichen Umfanges 

sichergestellt werden, ist unverzüglich eine Be­
reitschaftstruppe aufzustellen. Die Organisation 
der Bereitschaftstruppe, insbesondere ihre Stärke 
und Zusammensetzung, ist von der Bundesregie­
rung nach Einholung einer Empfehlung des 
Landesverteidigungsrates zu bestimmen. 

(2) Wird die nach Abs. 1 bestimmte Stärke 
der Bereitschaftstruppe nicht erreicht, so hat die 
Bundesregierung nach Einholung einer Empfeh­
lung des Landesverteidigungsrates die Maßnah­
lTIen zu ergreifen, die zur Erreichung des im 
Abs. 1 bezeichneten Umfanges der Bereitschafts­
truppe erforderlich sind. 

(3) Sofern nicht Abs. 2 Anwendung findet, 
ist auf das Gesamtausmaß der Präsenzdienstlei­
stungen nach § 3 Abs. 1 lit. b dieses Bundes­
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. XX/1971 die Zeit der Teilnahme an Inspek­
tionen und Instruktionen vor dem Inkrafttreten 
des Bundesgesetzes BGBL Nr. XX/1971 anzu­
rechnen." (3) Im Zusammenhang mit Abs. 2 können ins­

Die bisherige Bestimmung des Art. II erhält besondere Wehrpflichtige zu Truppenübungen 
die Bezeichnung ,,(1)". einberufen werden. 

Artikel VII 

Das Bundesgesetz vom 10. Juli 1963, BGBL 
Nr. 202/1963, über das Bundesheerdienstzeichen, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 97/ 
1969, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 3 Abs. 2 lit. a sind die Worte "ordent­
lichen Präsenzdienst" durch das Wort und die 
Zitierung "Grundwehrdienst" (§ 28 Abs. 3 des 
Wehrgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL N r. XX/1971) und in den lit. bund c 
des § 3 Abs. 2 die Worte "ordentlichen Präsenz­
dienst" jeweils durch das Wort "Grundwehr­
dienst" zu ersetzen. 

2. Dem § 3 Abs. 2 ist folgender Satz anzu­
fügen: 

"Der Ableistung freiwilliger Waffenübungen ist 
hiebei die Ableistung von Kaderübungen (§ 28 
Abs. 6 des Wehrgesetzes in der Fassung des 

Artikel IX 

(1) Für Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes einen ver­
längerten ordentlichen Präsenz dienst leisten, gilt 
von diesem Zeitpunkt an der verlängerte ordent­
liche Präsenzdienst als freiwillig verlängerter 
Grundwehrdienst. 

(2) Den im § 28 Abs. 7 des Wehrgesetzes in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. XXI 
1971 bezeichneten Wehrpflichtigen sind f reiwil­
lige Waffenübungen, die sie vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes geleistet haben, auf 
die nach § 28 Abs. 7 des Wehrgesetzes zu lei­
stenden Kaderübungen anzurechnen, wobei die 
freiwilligen Waffenübungen jeweils im Ausmaß 
von zwei Wochen eine Kaderübung nach § 28 
Abs. 7 des Wehrgesetzes ersetzen. . 

(3) Wehrpflichtige, die vor dem 1. Jänner 1971 
zur Ableistung des ordentlichen Präsenz dienstes 
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einberufen wur<fen, sind von der Ableistung von 
Truppenübungen nach § 28 Abs. 4 befreit. 

Artikel X 

(1) Die Dauer des Grundwehrdienstes beträgt 
für die zum Jännertermin oder Apriltermin 1971 
zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberu­
fenen Wehrpflichtigen siebeneinhalb Monate. 
Diesen Wehrpflichtigen gebührt ab dem sieben­
ten Monat ihres Grundwehrdienstes ein Taggeld 
von 60 S täglich und eine Prämie von 2100 S. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Wehrpflichtigen 
sind von der Verpflichtung zur Ableistung von 
Truppenübungen nach § 28 Abs. 4 des Wehr­
. gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. XX/1971 befreit. 

(3) Für die im Abs. 1 genannten Wehrpflich­
tigen beträgt die Dauer des Grundwehrdienstes 
sechs Monate, sofern sie sich zur Ableistung 
eines freiwillig verlängerten Grundwehrdienstes 
im Ausmaß von mindestens drei Monaten mel­
den und diesen unmittelbar im Anschluß an den 
Grundwehrdienst antreten. 

Artikel XI 

(1) An. Stelle des Grundwehrdienstes in der 
Dauer von sechs Monaten können sich die Wehr­
pflichtigen zur Ableistung des Grundwehrdien­
stes in der Dauer von acht Monaten verpflichten. 
Diese Vei-pflichtungserklärung ist 

a) vor Antritt des Grundwehrdienstes bei der 
Stellungskommission oder beim zuständi­
gen Militärkommando, 

b) während des Grundwehrdienstes spätestens 
zwei Wochen vor Ablauf ·des sechsten 
Monates dieser Präsenzdienstleistung beim 
zuständigen Einheitskommandanten 

schriftlich abzugeben. Die Verpflichtungserklä­
rung bedarf der Annahme durch das zuständige 
Militärkommando; für diese Annahme und 

deren Verweigerung sowie für die Zurückzie­
hung der Verpflichtungserklärung gelten die Be­
stimmungen des § 28 b Abs. 3 und 5 des Wehr­
gesetzes in der. Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. XX/1971 sinngemäß. 

(2) Wehrpflichtigen, die den Grundwehrdienst 
in der Dauer von acht Monaten leisten, gebührt 
ab dem siebenten Monat ihres Grundwehrdien­
stes ein Taggeld von 60 S täglich und eine Prämie 
von 2800 S. 

(3) Wehrpflichtige, die den. Grundwehrdienst 
in der Dauer von acht Monaten geleistet haben, 
sind von der Verpflichtung zur Ableistung von 
Truppenübungen nach § 28 Abs. 4 des Wehr­
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. XX/1971 befreit. 

Artikel XII 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 15. Juli 1971 
in Kraft. 

(2) Art. I Z. 18 dieses Bundesgesetzes tritt 
mit 31. Dezember 1976 außer Kraft. 

(3) Die Verordnung der Bundesregierung über 
den verlängerten ordentlichen Präsenzdienst im 
Bundesheer, BGBL Nr. 142/1956, in der Fassung 
der Verordnungen BGBL Nr. 257/1958, 271/ 
1963 und 274/1969, tritt mit dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes außer Kraft. 

(4) Mit der Vollziehung des Art. VIII dieses 
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung, mit der 
Vollziehung des Art. I Z. 14 hinsichtlich § 28 c 
Abs. 1 und 3 der Bundesminister für Landes­
verteidigung im Einvernehmen mit dem jeweils 
zuständigen Bundesminister und hinsichtlich 
§ 28 c Abs. 2 der jeweils zuständige Bundes­
minister im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Landesverteidigung, mit der Voll­
ziehung der übrigen Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes der Bundesminister für Landesver­
teidigung betraut. 
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Minderheitsbericht 

Die Abgeordneten der t5sterreichischen Volks­
partei im Landesverteidigungsausschuß erstatten 
gemäß § 34 Abs. 10 der Geschäftsordnung ein 
abgesondertes Gutachten zur Regierungsvorlage 
350 -der Beilagen, Bundesgesetz, mit dem wehr~ 
rechtliche Bestimmungen neuerlich geändert wer­
den. 

Die öVP sieht sich angesichts der außer­
ordentlichen Bedeutung eines wirksamen Schut­
zes der Integrität des Staatsgebietes und der 
Neutralität t5sterreichs, der durch die Wehr­
gesetznovelle nicht gewährleistet ist, zur Vor­
lage dieses Minderheitsberichtes veranlaßt. So­
wohl die Regierungspartei als auch die FPt5 
stellen in dieser eminent wichtigen Frage ihre 
parteipolitischen Interessen vor die Interessen 
des österreichischen Sta-ates und seiner Bürger. 
Sie scheuen nicht davor zurück, aus wahltak­
tischen Gründen eine die Sicherheit t5sterreichs 
gefährdende Wehrgesetznovelle zu beschließen, 
wobei sowohl der Bundeskanzler als auch der 
jetzige Verteidigungsminister mehrmals eme 
"vorübergehende" Schwächung der Verteidi­
gungskraft des' Bundesheeres, die mit dem In­
krafttreten der Novelle eintreten wird, zuge­
geben haben. 

Auch während der Verhandlungen der Bun­
desheerreformkommission wurde mehrmals auf 
die außerordentliche Bedeutung der sogenannten 
"flankierenden Maßnahmen" hingewiesen. So 
erklärte FPt5-Abgeordneter Zeillinger - laut 
"Kurier" vom 2. Oktober 1970 als "unbedingt 
notwendige flankierende Maßnahmen für die 
Dienstzeitverkürzung", daß ,,35 bis 40 Prozent 
der Präsenzdiener 14 Monate dienen müßten", 
daß ,,75 Prozent der Sechsmonatediener alle zwei 
Jahre auf weitere 10 Tage einrücken, 25 Pro­
zent jedoch sogar 15 Tage pro Jahr - und zwar 
3 bis 5 Jahre hindurch" dienen müßten. Eben­
falls laut "Kurier" vom 2. Oktober 1970 urteilte 
damals der Vertreter der FPt5 in der Bundes­
heerreformkommission, Abgeordneter Zeillinger, 
dezidiert: "Keine Wehrdienstzeitverkürzung 
ohne gleichzeitige ,flankierende' Maßnahmen." 
Wie die letzte Ausschußsitzung gezeigt hat, ist 
die Freiheitliche Partei in der Zwischenzeit von 
dieser Auffassung abgegangen. 

Die Volkspartei ist der Meinung, daß selbst 
mit den in der letzten Ausschußsitzung einge­
brachten 78 Abänderungsanträge durch die 
Regierungspartei und die Freiheitliche Partei 
weder dem Auftrag der Bundesheerreformkom­
mission, noch der in der Regierungserklärung 
der Minderheitsregierung vom 27. April 1970 
übernommenen Verpflichtung Genüge getan wor­
den ist. 

Zum besseren Verständnis der gesamten Mate­
rie soll noch einmal die Entwicklung kurz dar­
gestellt werden. 

Am Anfang des nun dem Nationalrat vor­
liegenden Verhandlungsgegenstandes stand das 
Versprechen von SPt5-Vorsitzenden Dr. Kreisky 
"sechs Monate sind genug", mit Ausnahme der 
technischen Truppen. Damit war ein Wahlschlager 
geboren, der in der Folge die ernsthaften und 
sachlichen Beratungen über die Reform des Bun­
desheeres schwer belastete. Die Minderheitsregie­
rung verpflichtete sich in der Regierungserklä­
rung vom 27. April 1970, die Verkürzung des 
Präsenzdienstes so durchzuführen, daß die Ein­
satzfähigkeit des Bundesheeres in allen Krisen-, 
Spannungs- und Katastrophenfällen gewährlei­
stet ist. Am 15. Mai 1970 wurde unter dem 
damaligen Verteidigungsminister Freihsler die 
Bundesheerreformkommission konstituiert. Der 
Bericht der Reformkommission wurde im Mini­
sterrat vom 3. November 1970 behandelt, zu 
einem Zeitpunkt also, in dem der Bundeskanzler 
selbst die Geschäfte des Ministers für Landes­
verteidigung übernommen hatte. Im Anschluß 
daran fanden Verhandlungen der im Parlament 
vertretenen Parteien statt, die jedoch zu keiner 
Einigung führten. Am 2. März 1971 wurde die 
jetzt dem Nationalrat vorliegende Wehrgesetz­
novelle im Parlament eingebracht. Das Landes­
verteidigungsministerium hatte in der Zwischen­
zeit Brigadier Lütgendorf übernommen. Wäh­
rend des Jahres, das zwischen der Ankündigung 
einer möglichen Verkürzung des Präsenzdienstes 
im Februar 1970 und der Vorlage eines Gesetz­
entwurfes im Parlament vergangen ist, wurde 
die Reform des Bundesheeres in der t5ffentlich­
keit heftig und ausführlich diskutiert. Der 
wiederholte Wechsel in der Führung des Ver-
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tcidigungsministeriums,die Behandlung des Be­
richtes der Reformkommission durch die Bundes­
regierung und Äußerungen des Bundeskanzlers 
über das Offizierskorps sowie über das Bundes­
heer waren nicht dazu angetan, Ruhe und Ver­
trauen 1m Bundesheer selbst aufrecht zu erhal­
ten. 

Als ein Beweis dafür kann der Rückgang 
sowohl bei den Anmeldungen in der Militär­
akadernie Wr. Neustadt, den Meldungen der zeit­
verpflichteten Soldaten sowie zu den Einjähri­
gen-Freiwilligen-Jahrgängen dienen. Haben sich 
1969 noch 78 Interessenten zur Aufnahme in die 
Militärakademie gemeldet, bewerben sich heuer 
lediglich 23. 1969 ließen sich noch 4380 Sol­
daten zeitverpflichten, 1971 nur noch 2396. Zu 
den Einjährigen-Freiwilligen-Jahrgang meldeten 
sich 1969 noch 1615 Wehrpflichtige, 1971 nur 
mehr 707. 

Der Bundespräsident hat sich in seinem Tages­
befehl zum Jahreswechsel 1970/71 unmißver­
ständlich dafür ausgesprochen, daß die Landes~ 
verteidigung von allen drei im Parlament ver­
tretenen Parteien getragen werden soll. In diesem 
Sinne versuchte die österreichische Volkspartei 
in den Verhandlungen des Landesverteidigungs­
ausschusses sowie in den Drei-Parteien-Gesprä­
chen zu einer einvernehmlichen Lösung zu 
kommen. 

Die öVP hat mehrmals ihre grundsätzliche 
Bereitschaft erklärt, einem neuen Wehrsystem 
zuzustimmen, dem ein Grundwehrdienst von 
6 Monaten zugrunde liegt, wenn die notwendigen 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, um 
die angestrebten taktisch operativen Ziel­
setzungen zu gewährleisten, und überdies die von 
der Bundesheerreformkommission geforderte 
verstärkte Effektivität des Bundesheeres erreicht 
werden kann. 

Nachdem eine einvernehmliche Lösung auch 
auf Grund der öVP-Vorschläge, die zu einer 
tragbaren und die Einsatzfähigkeit des Bundes­
heeres sichernden Reform führen sollten, nicht 
möglich war, sieht sich die öVP-Fraktion außer­
stande, der Wehrgesetznovelle zuzustimmen. 

. Dies aus folgenden Gründen, die in ihren 
Grundzügen auch den Aussagen der Bundesheer­
Reformkommission entsprechen. 

1. Finanzierung 

Das in der Wehrgesetznovelle vorgesehene 
System bringt einen außerordentlichen Mehr­
aufwand. Dies bestätigen sowohl die Aussagen 
der Reformkommission als auch die Erläutern­
den Bemerkungen zur Wehrgesetznovelle. 

Ein Finanzierungskonzept wurde jedoch trotz 
Aufforderung der öVP nicht vorgelegt. Das 
Landesverteidigungsministerium gab lediglich 

Auskünfte über die Mehrkosten für Tagegelder 
der Präsenz diener und der erhöhten Verpfle­
gungskosten in einer Gesamthöhe von 617"5 
Millionen Schilling pro Jahr. Keine Auskunft 
wurde dagegen über den Mehraufwand für die 
notwendige Depot-Organisation, für den erhöh­
ten Material- und Geräteversdlleiß sowie für 
zusätzliches hauptberufliches Personal gegeben. 
Schätzungen dafür ergeben zumindest weitere 
600 Millionen Schilling. Zu diesen Kosten müssen 
jedoch auch die zusätzlichen Ausgaben für die 
notwendigen An- und Nachschaffungen von Aus­
rüstungsgegenständen gerechnet werden. 

Auf Grund der Auskünfte, die über die finan­
ziellen Belange der Bundesheerreform gegeben 
worden sind, muß angenommen werden, daß 
für die zumindest notwendigen 1'2 Milliarden 
Schilling keine Bedeckung gefunden werden kann, 
womit der vorgelegten Wehrgesetznovelle jede 
finanzielle Basis entzogen ist. 

It Bereitschaftstruppe . 

Der gegenwärtige Stand einsatzbereiter Trup­
pen soll künftig um ein Drittel verkürzt werden 
und nur 15.000 Mann Bereitschaftstruppe (Neu­
tralitätsschutzverbände) umfassen. Die Notwen­
digkeit dieser Bereitschaftsverbände steht außer 
Streit, die Mindeststärke von 15.000 Mann wurde 
über Weisung des Ministers Freihsler von der 
Bundesheerreformkommission festgelegt. Die 
Volkspartei steht auf dem Standpunkt, daß die 
gesetzliche Sicherstellungdieser Bereitschafts­
truppe notwendig ist, um über ein Minimum 
sofort einsatzbereiter Truppen verfügen zu 
können, wodurch eine Mobilmachung überhaupt 
erst möglich wird. Zu dieser Sicherstellung müssen 
Maßnahmen getroffen werden, die ein Durch­
dienen von Wehrpflidltigen in dieser Bereit­
schaftstruppe gewährleisten. Dazu zählen finan­
zielle Anreize sowie eine entsprechende Dauer 
der Truppenübungen. 

III. Strategisdle Reserve 

Die von der öVP vorgeschlagene strategische 
Reserve von 15 Tagen wurde von der Regie­
rungspartei nicht akzeptiert. Im Zuge der Aus­
schußverhandlungen hat die SPö vorgeschlagen, 
die Truppenübungen auf 50 Tage auszuweiten 
und für "außergewöhnliche Verhältnisse" zeit­
lich unbegrenzte "außergewöhnlidle übungen" 
einzuberufen. Eine solche Lösung, die eine zeitlich 
unbegrenzte Heranziehung der Wehrpflichtigen 
ohne Mobilisierung vorsieht, scheint der öVP 
nicht vertretbar. Die Volkspartei hat deswegen 
die Begrenzung der "außergewöhnlichen übun­
gen" auf 25 Tage vorgeschlagen. 

IV. Besoldungssystem 

Durch die in der Wehrgesetznovelle vorge­
sehene Regelung der Besoldung der freiwillig 
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längerdienenden Präsenz diener entsteht eine un­
vertretbare Diskrepanz gegenüber den Berufs­
soldaten. Nach Vorschlägen der Regierungs­
vorlage werden ledige, durchdienende Soldaten 
ab dem 7. Dienstmonat 3270 S beziehen. Dagegen 
erhält ein lediger, pragmatisierter Berufssoldat, 
ein Stabswachtmeister im 7. Dienstjahr 3522 S. 
Die Diskrepanz steigert sich wesentlich, wenn 
es sich um verheiratete Heeresangehörige han­
delt. Eine Neuordnung des Besoldungssystems 
ist daher notwendig, damit sich SoLdaten über­
haupt auf Zeit oder Dauer verpflichten und die 
notwendigen Spezialisten nicht a;bwandern bzw. 
neue gewonnen werden können. Die von der 
SPö im Zuge der Verhandlungen vorgeschlagene 
Erklärung des Bundeskanzlers, er werde sich in 
Gesprächen mit Vertretern der Gewerkschaft 
öffentlicher Dienst um die Bereinigung dieser 
Frage binnen dreier Monate bemühen, ist für 
die Volkspartei völlig unzureichend, da dieses 
Problem sofort mit dem Wirksamwerden der 
Novelle akut wird und daher unverzüglich 
geregelt werden müßte. Die Volkspartei hat bei 
den Parteien verhandlungen zum Jahresende 1970 
und am Jahresanfang 1971 auf diese schwer­
wiegenden Fragen hingewiesen. Es wäre seither 
Zeit genug gewesen, die Besoldungsfrage zu 
klären. Die Vorgangsweise der SPö-Verhand­
lungspartner beweist, daß die sozialistische 
Regierung nicht mit dem nötigen Ernst an die 
Lösung der Besoldungsprobleme herangegangen 
ist. 

V. Reformziel 

Das Reformziel war eine kleine, ständig ein­
satzbereite Bereitschaftstruppe zu schaffen, die 
als "Feuerwehr'" Neutralitätsschutzaufgaben 
erfüllen und die Möglichkeit der Mobilisierung 
der Landwehrverbände sichern sollte. Die 
Schwerkraft der Verteidigung im Aggressionsfall 
sollte in der Flächenverteidigung durCh die Land­
wehr liegen. Dies setzt voraus, daß genügend 
Landwehrsoldaten ausgebildet werden. Das Ziel 
scheint nicht erreichbar, da inder Bereitschafts­
truppe nur längerdienende Soldaten verwendet 
werden können. Diese werden sich aber keines­
falls in genügender Anzahl freiwillig melden, 
sodaß zur Ergänzung Wehrpflichtige heran-

gezogen werden müssen, die sich freiwillig bereit­
erklären, unmittelbar im Anschluß an ihren 
Grundwehrdienst auch die Truppenübungen 
abzudienen. Da nur etwa 42.000 Wehrpflichtige 
pro Jahr vorhanden sind (14.000 je Turnus), 
reichen diese Wehrpflichtigenkontingente knapp 
aus, um die Einsatztruppen aufzufüllen, den Aus­
bildnerstand zu ergänzen, die Versorgungsteile 
und sonstige notwendige Truppendienste zu 
bewältigen. Für das ,Schwerpunktziel, nämlich 
für die Ausbildung von Soldaten für die Land­
wehr, bleiben so gut wie keine Wehrpflichtigen, 
sodaß das taktisch operative Reformziel nicht 
erreicht werden kann. Die Reform geht daher 
ins Leere. 

VI. Ausschußberatungen 

Die Verhandlungen im Landesverteidigungs­
ausschuß sowie im sogenannten Redaktions­
komitee haben gezeigt, daß die Regierungsvorlage 
auch von der Regierungsfraktion als völlig unzu­
reichend betrachtet worden ist. Das Einbringen 
von zahlreichen, den Sinn des Gesetzes in grund­
sätzlichen Fragen verändernden Vorschlägen 
durch die SPö-Fraktion, ist dafür ein Beweis. 

Die von der öVP aufgezeigten Schwerpunkte 
dürfen nicht einzeln gesehen werden, sondern 
in der Gesamtschau. Unter diesen Voraussetzun­
gen wäre nach Meinung der öVP das neue 
System funktionsfähig gewesen. Da jedoch die 
Vorschläge der Volkspartei nicht akzeptiert 
worden sind, wäre es für die öVP eine reine 
Alibihandlung gewesen, nur einer Verkürzung 
der Präsenzdienstzeit auf 6 Monate zuzustimmen. 
Die Volkspartei ist nicht bereit, der vorliegenden 
Novelle ihre Zustimmung zu erteilen, da sie 
überzeugt ist, daß damit nur Demontage des 
Bundesheeres in Angriff genommen werd.en soll, 
daß österreich im Falle der Verwirklichung der 
in der Novelle vorgesehenen Änderungen seine 
Neutralitätsverpflichtungen nicht ausreichend 
wahrnehmen kann und daß somit auch kein 
ausreichender Schutz des Staatsgebietes gewähr­
leistet ist. Die Verantwortung für die aus dieser 
Wehrgesetznovelle entstehenden Folgen haben 
ausschließlich SPö und FPö zu tragen. 

Tödling Dr. Prader Marwan-Schlosser 
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